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Verordnung des Rates der Evangelischen Kirche in Deutschland  
zur 2. Änderung des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD 

 
Vom ... 

 
Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat mit Zustimmung der Kirchenkonferenz 
aufgrund des Artikels 29 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 10 und Artikel 10a Absatz 2 der 
Grundordnung der Evangelischen Kirche in Deutschland die folgende Verordnung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
§ 26 Absatz 2 des Mitarbeitervertretungsgesetzes der EKD in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 1. Januar 2019 (ABl. EKD S. 2), das zuletzt durch Artikel 7 des Kirchengesetzes 
vom 13. November 2019 (ABl. EKD S. 322) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Satz 3 wird wie folgt gefasst:  
 
„Die Mitarbeitervertretung kann in ihrer Geschäftsordnung bestimmen, dass Beschlüsse im 
Umlaufverfahren gefasst werden können, sofern dabei Einstimmigkeit erzielt wird.“ 
 
2. Dem Satz 4 werden folgende Sätze angefügt:  
 
„Die Teilnahme einzelner oder aller Mitglieder an Sitzungen der Mitarbeitervertretung kann im 
Ausnahmefall auch mittels Video- und Telefonkonferenzen erfolgen, wenn kein Mitglied der 
Mitarbeitervertretung unverzüglich nach Bekanntgabe der Absicht zur Durchführung der Sit-
zung mittels Video- oder Telefonkonferenz diesem Verfahren widerspricht. Es ist sicherzustel-
len, dass Dritte vom Inhalt der Sitzung keine Kenntnis nehmen können. Eine Aufzeichnung der 
Sitzung ist unzulässig. Mitglieder der Mitarbeitervertretung, die mittels Video- oder Telefon-
konferenz teilnehmen, gelten als anwesend im Sinne des Absatzes 1 Satz 1. Vor Beginn der 
Sitzung hat der oder die Vorsitzende die Identität der zugeschalteten Mitglieder festzustellen 
und deren Namen in die Anwesenheitsliste einzutragen. § 25 gilt für Sitzungen mittels Video- 
oder Telefonkonferenzen entsprechend.“ 
 

§ 2 
 
Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. März 2020 in Kraft.  
 


